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Vorblatt 


Zweites Gesetz 

zur Änderung des Absatzfondsgesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Durch das Absatzfondsgesetz ist 1969 zur Finanzierung der 
Absatzförderung agrarwirtschaftlicher Erzeugnisse ein System 
der Beitragserhebung von land-, forst- und emährungswirt- 
schaftlichen Betrieben eingeführt worden. Da mit diesem Ge- 
setz Neuland betreten wurde, sind bei der Auslegung der Bei- 
tragsregelung bald Zweifelsfragen aufgetaucht und Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen Bund und Ländern bezüglich der 
Erstattung der Kosten für die Beitragserhebung aufgetreten. 
Hierdurch hat sich die Beitragserhebung für einige Bereiche der 
Land- und Forstwirtschaft verzögert. 


B. Lösung 

Die Beitragsregelung wird inhaltlich verbessert, genauer gefaßt 
und redaktionell geändert. Die Beiträge werden, soweit sie 
auf Flächengrößen basieren, in der Land- und Forstwirtschaft 
erstmalig mit dem Jahre 1972 erhoben. 


C. Alternativen 

Weite Kreise der Land- und Forstwirtschaft erstreben eine 
völlige Freistellung von flächenbezogenen Beiträgen an. 


D. Kosten 

Für den Bund entstehen zusätzliche Verwaltungkosten von 
200 000 DM insbesondere als Folge der neuen Beitragsregelung 
für Ziergewächse und die mit ihr verbundenen Mitteilungs- 
pflichten der landwirtschaftlichen Alterskassen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. August 1971 

1/4 (IV/ 1) — 730 00 — Ab 4/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Absatzfondsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 369. Sitzung am 9. Juli 1971 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung 
dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Absatzfondsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Absatzfondsgesetz vom 26. Juni 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 635), zuletzt geändert durch das 

Finanzanpassungsgesetz vom 1971 (Bundes- 

gesetzbl. IS ), wird wie folgt geändert: 

1. In § 10 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „in den 
Absätzen 3 bis 8" durch die Worte „in den Ab- 
sätzen 3 bis 8 a" ersetzt. 

2. In § 10 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Schuldner des Beitrages nach den Absätzen 4 
bis 6 ist der Schuldner der Grundsteuer; der 
Pächter oder sonstige andere Nutzungsberech- 
tigte als der Eigentümer des Grund und Bodens 
hat diesem den Beitrag zu erstatten." 

3. § 10 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Beitrag wird 

1. von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
im Sinne der §§ 29, 45, 47, 48 und 49, 

2. von Betriebsgrundstücken im Sinne des § 57 
Abs. 1 Nr. 2 

des Bewertungsgesetzes in der Fassung vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1035) unter 
Berücksichtigung von Artikel 2 Abs. 5 des Ände- 
rungsgesetzes vom 13. August 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 851) erhoben." 

4. § 10 Abs. 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Der Beitrag beträgt für 

1. Zuckerfabriken 0,25 Deutsche Mark je 1000 
Kilogramm aufgenommene Zuckerrüben, 

2. Mühlenbetriebe 1,05 Deutsche Mark je 1000 
Kilogramm in der Handelsmüllerei vermah- 
lenes Brotgetreide, 

3. Brauereibetriebe 0,75 Deutsche Mark je 1000 
Kilogramm verwendetes Malz, 

4. Erzeugerzusammenschlüssc sowie Betriebe, 
die und soweit sie mit Kern-, Stein- oder Bee- 
renobst, Tafeltrauben, Gemüse, Küchen- 
kräutern, Hülsenfrüchten oder Kartoffeln 
Großhandel treiben, 0,30 Deutsche Mark 
je 100 Deutsche Mark von inländischen 
Erzeugern oder Sammlern an sie oder 


unter ihrer Mitwirkung abgesetzte Wa- 
ren dieser Art; wirkt bei dem Absatz ein 
Erzeugerzusammenschluß oder ein Großhan- 
delsbetrieb mit, so ist dieser und nicht der 
Erzeugerzusammenschluß oder Großhandels- 
betrieb beitragspflichtig, an den die Ware ab- 
gesetzt worden ist, 

5. Betriebe, die unbearbeitete Waren der unter 
Nummer 4 genannten Art industriell bearbei- 
ten oder zu Erzeugnissen verarbeiten, deren 
Charakter überwiegend von diesen Waren 
bestimmt wird, 0,30 Deutsche Mark je 100 
Deutsche Mark zu diesem Zweck aufgenom- 
mene Waren dieser Art, 

6. Molkereien, Milchsammelstellen und Rahm- 
stationen 1 Deutsche Mark je 1000 Kilogramm 
angelieferte Milch, 

7. Brütereien, deren Brutanlagen ausschließlich 
Schlupfraum mindestens 1000 Eier fassen, 
5,90 Deutsche Mark je 100 geschlüpfte, zur 
Erzeugung von Konsumeiern bestimmte Hen- 
nenküken der Legerassen, 

8. Geflügelschlachtereien, deren monatliche 
Schlachtkapazität mindestens 500 Tiere be- 
trägt, 0,90 Deutsche Mark je 100 Kilogramm 
Lebendgewicht des geschlachteten, zur Ver- 
marktung bestimmten Mastgeflügels, 

9. Betriebe, die für gewerbliche Zwecke ge- 
schlachtetes Vieh der Fleischbeschau zufüh- 
ren, 

2,80 Deutsche Mark je Rind, 

1,00 Deutsche Mark je Schwein, 

0,30 Deutsche Mark je Schaf, 

es sei denn, der ganze Tierkörper wird bei 
der fleischbeschaurechtlichen Beurteilung be- 
anstandet." 

5. In § 10 werden nach Absatz 8 folgende Absätze 
8 a bis 8 c eingefügt: 

„(8 a) Der Beitrag beträgt für Betriebe, die 
Blumen, Zierpflanzen, Ziergehölze oder deren 
Pflanzgut auf einer Fläche von mindestens 400 
Flächeneinheiten erzeugen, jährlich 0,09 Deutsche 
Mark je genutzte Flächeneinheit. Als Flächen- 
einheit gelten 

1. bei Blumen und Zierpflanzen: 

5.0 Quadratmeter Freiland, 

1.0 Quadratmeter Frühbeet, 

0,5 Quadratmeter Gewächshaus; 
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2. bei Blumen und Zierpflanzen, die im zeitlichen 
Wechsel oder gemischt mit Obst- oder Ge- 
müsepflanzen in der Weise angebaut werden, 
daß mehr als die Hälfte des Kalenderjahres 
oder der Grundfläche mit Obst- oder Gemüse- 
pflanzen genutzt wird: 

10,0 Quadratmeter Freiland, 

2.0 Quadratmeter Frühbeet, 

1.0 Quadratmeter Gewächshaus; 

3. Bei Ziergehölzen: 

10,0 Quadratmeter Freiland; 

4. bei Ziergehölzen, die im zeitlichen Wechsel 
oder gemischt mit Blumen oder Zierpflanzen 
in der Weise angebaut werden, daß mehr 
als die Hälfte des Kalenderjahres oder der 
Grundfläche mit Blumen oder Zierpflanzen 
genutzt wird: 

7,5 Quadratmeter Freiland. 

(8 b) Ein Beitrag wird nicht erhoben in den 
Fällen 

1. des Absatzes 8 Nr. 1, 5 und 6 für Ware, für 
die ein anderer Betrieb bereits beitragspflich- 
tig ist, 

2. des Absatzes 8 Nr. 4 und 5 für Ware, die zur 
Herstellung von Stärke, Essenzen, Alkohol, 
Branntwein oder Spirituosen oder nicht zum 
menschlichen Verzehr bestimmt ist, 

3. des Absatzes 8 Nr. 5 für Ware, die ihrer 
Gattung nach im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes unter natürlichen Klimabedingungen 
nicht wächst und unter künstlichen Klimabe- 
dingungen nicht zu Erwerbszwecken erzeugt 
wird. 

(8 c) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, soweit erforder- 
lich, die Berechnung des nach Absatz 8 Nr. 4 
und 5 für die Beitragshöhe maßgebenden Wa- 
renwertes näher zu bestimmen, insbesondere die 
Zugehörigkeit von öffentlichen Abgaben und von 
Kosten der Beförderung und Verpackung zum 
Warenwert zu regeln." 

6. § 10 Abs. 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) In den Fällen des Absatzes 8 richtet sich 
eine Erstattung des Beitrages nach einer zwischen 
dem Lieferanten und dem Betriebsinhaber ge- 
troffenen Vereinbarung. Satz 1 gilt entsprechend, 


wenn die Lieferung über einen oder mehrere 
Händler erfolgt. Im Falle des Absatzes 8 Nr. 7 
tritt an die Stelle des Lieferanten der Abnehmer 
der Tiere." 

7. § 10 Abs. 10 wird wie folgt geändert: 

a) Im Satz 2 werden die Worte „des Absatzes 8" 
durch die Worte „der Absätze 8 und 8 a" er- 
setzt. 

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die landwirtschaftlichen Alterskassen sind 
berechtigt und verpflichtet, die für die Bei- 
tragspflicht nach Absatz 8 a in Betracht kom- 
menden Betriebe der für die Beitragserhebung 
zuständigen Behörde mitzuteilen." 

8. § 11 wird aufgehoben. 

9. § 14 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. einer durch Rechtsverordnung nach § 10 
Abs. 10 Satz 1 vorgesehenen Mitteilungs- 
pflicht hinsichtlich der Beitragsbemessungs- 
grundlagen oder der Beitragsschuld zuwider- 
handelt, soweit die Rechtsverordnung für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Buß- 
geldvorschrift verweist,". 


Artikel 2 

Die Beiträge nach § 10 Abs. 4 bis 7 des Absatz- 
fondsgesetzes werden für die Jahre 1970 und 1971 
nicht erhoben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in Kraft, 
Artikel 1 Nr. 5, soweit die Vorschrift zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen ermächtigt, und Artikel 2 tre- 
ten am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Mit dem Absatzfondisgesetz ist ein System der Bei- 
tragserhebung von land-, forst- und ernährungswirt- 
sdiaftlidien Betrieben eingeführt worden, für das 
nur zum geringen Teil besondere Erfahrungen ver- 
wertet werden konnten. 

Verschiedene Beitragsvorschriften des § 10 haben 
daher bei der Gesetzesanwendung Auslegungsfra- 
gen aufgeworfen. In landeren Fällen erscheinen ge- 
ringere Änderungen angebracht, um den Gesetzes- 
zweck und die praktischen Bedürfnisse des Beitrags- 
erhebungs Verfahrens besser zu berücksichtigen. Das 
vorliegende Gesetz erstrebt deshalb eine (inhaltliche 
Verbesserung und genauere Fassung der B-eitrags- 
regelung und enthält ferner einige redaktionelle 
Änderungen. Die bisherigen Beiträge bleiben in 
ihrer Höhe unverändert und werden in einigen 
Fällen lediglich auf eine andere Berechnungsgrund- 
lage gestellt. Außerdem wird der Beginn der Bei- 
trags erhebung von den Betrieben der Land- und 
Forstwirtschaft auf das Jahr 1972 verschöben, da für 
einen früheren Beginn die verfahrensrechtlichen 
Voraussetzungen nicht erfüllt werden können. 


IL Zu den einzelnen Vorschriften 


Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die Änderung ist redaktioneller Natur, denn durch 
Artikel 1 Nr. 5 erhält § 10 einen Absatz 8 a als ge- 
sonderten Beitragstatbestand. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Vorschrift wird in unveränderter Fassung aus 
Gründen des sachlichen Zusammenhangs von Ab- 
satz 9 des § 10 nach Absatz 3 übernommen. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Der geänderte Wortlaut stellt klar, daß § 29 Ab- 
satz 3 des Bewertungsgesetzes in der Fassung vom 
16. Oktober 1934 durch das Änderungsgesetz vom 
13. August 1965 aufgehoben worden ist. Die Zuge- 
hörigkeit der Tierbestände zum landwirtschaftlichen 
Vermögen richtet sich deshalb nach § 33 Abs, 3 
Nr. 4 in Verbindung mit § 51 des Bewertungsgeset- 
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 10, De- 
zember 1965, zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung bewertungsrechtlicher 
Vorschriften und des Einkommensteuergesetzes vom 
22. Juli 1970 (Bundesgeset 2 ^bl. IS. 1118). 


Zu Artikel 1 Nr. 4 

Der Übersichtlichkeit halber wird der gesamte Ab- 
satz 8 des § 10 neu gefaßt, obwohl nicht alle Bei- 
tragstatbestände inhaltlich geändert werden. 

In Absatz 8 Nr, 1 ist das Wort „verarbeitete" durch 
„auf genommene" ersetzt worden, da die auf genom- 
menen Mengen, auf denen auch die Abrechnungen 
der Zuckerfabriken mit den iRübenerzeugem fußen, 
eine genauere und besser überprüfbare Grundlage 
für die Beitragsmessung darstellen als die verar- 
beiteten Mengen. Unter „ aiufgenommen" sind dabei 
nicht nur die von Dritten erworbenen, sondem auch 
die gegebenenfalls aus der eigenen Erzeugung des 
Unternehmens stammenden Zuckerrüben zu ver- 
stehen. 

In Absatz 8 Nr. 2 bestand keine Veranlassung zur 
Änderung; abweichend vom Getreidegesetz fällt 
Hartweizen nach wie vor nicht unter Brotgetreide. 

In Absatz 8 Nr, 4 wird die Beitragspflicht nunmehr 
auf von inländischen Erzeugern und Sammlern (z. B. 
Beerensammlern) gelieferte, ihrer Art nach näher 
bestimmte Ware beschränkt, so daß klargestellt ist, 
daß z. B. für Nüsse künftig kein Beitrag, während 
z, B. für Zwiebeln, Pilze, Kürbisse, Petersilie der 
Beitrag zu entrichten ist. Andererseits wird aus 
Gründen der Wettbewerbsgleichheit die Beitrags- 
pflicht auf die gesamte Großhandelstätigkeit ausge- 
dehnt, soweit die Ware vom inländischen Erzeuger 
oder Sammler aufgenommen wird, wohingegen die 
augenblickliche Regelung nur die Erzeugerzusam- 
menschlüsse erfaßt. Schließlich werden wegen der 
Ähnlichkeit der für die Beitragserhebung bedeut- 
samen wirtschaftlichen Tatbestände Kartoffeln nun- 
mehr mit Obst und Gemüse zusammengefaßt. Die 
Regelung dm letzten Halbsatz soll vermeiden, daß 
im Falle der Mitwirkung (z. B. Kommission, Ver- 
mittlung sowie etwa im Rahmen von Versteigerun- 
gen) mehrere Betriebe als beitragspflichtig in Be- 
tracht kommen. 

Absatz 8 Nr. 5 stellt klar, daß nicht nur die Ver- 
arbeitung, sondern auch idie Bearbeitung der in 
Nummer 4 der Art nach aufgezählten Waren die 
Beitragspflicht auslöst. Dabei kommt es im Unter- 
schied zu Nummer 4 nicht darauf an, von wem und 
woher die Ware bezogen wird. Beitragspflichtig 
sind nur Betriebe mit indiustrieller Fertigung, da die 
Handwerks- und Gaststättenbetriebe diese Rohstoffe 
— von verhältnismäßig geringen Gesamtmengen ab- 
gesehen — über die bereits nach Nummer 4 Bei- 
tragspflichtigen ^beziehen. Fortgefallen ist die Bei- 
tragspflicht für bearbeitete und vorverarbeitete 
Waren dieses Bereichs, um eine Gleichbehandlung 
mit anderen Bereichen zu gewährleisten, die eben- 
falls keine Beitragsbelastung für das Bearbeitungs- 
und Vorverarbeitungserzeugnis (z. Mehl, geschlach- 
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tetes Vieh in Teilstücken, Käse und Milchpulver zur 
Weiterverarbeitung) kennen. Außerdem wird die 
Beitragspflicht auf die Herstellung solcher Erzeug- 
nisse beschränkt, deren Charakter überwiegend von 
den genannten Rohstoffen — entweder einzeln oder 
zusammen (etwa Gemüse und Kartoffeln) — • be- 
stimmt ist. Somit unterliegt z. B. Obst, das zu Obst- 
säften oder Fruchtgetränken, und Gemüse, das zu 
Gemüsesuppen oder Gemüseeintopf verarbeitet wird, 
der Beitragspflicht, nicht aber z. B. Obst, das zu 
Süßwaren oder Milcherzeugnissen, und Gemüse, das 
zu Fleisch- oder Fisch waren mitverarbeitet wird. 
Diese auf das hergestellte Erzeugnis bezogene Be- 
schränkung gewährleistet eine sachlich gerechtfertig- 
te Abgrenzung der Beitragspflicht und hält den Ver- 
waltungsaufwand für das Erhebungsverfahren in 
vertretbaren Grenzen. Wegen ihrer allgemeinen 
Natur vermag die im Gesetz vorgeschriebene Cha- 
rakterbestimmtheit besser als andere Kriterien (z. B. 
bestimmte Obst- und Gemüsemindestanteile des 
hergestellten Erzeugnisses) die heutige und künftig 
wahrscheinlich noch stärkere Produktdifferenzierung 
im Obst-, Gemüse- und Kartoffel verarbeitungsbe- 
reich zu berücksichtigen. Grundlage für die Beitrags- 
höhe ist im Unterschied zur geltenden Gesetzesfas- 
sung die „aufgenommene" Ware, wodurch der Voll- 
ständigkeit halber nicht nur erworbene fremde Gü- 
ter, sondern auch die eventuelle eigene Rohstoff- 
produktion des beitragspflichtigen Unternehmens er- 
faßt wird. 

In Absatz 8 Nr. 6 ist die Bestimmung, daß die Milch 
„von Erzeugern" angeliefert sein muß, entfallen, um 
sicherzustellen, daß z. B. von Handelsunternehmen 
angelieferte Milch nicht beitragsfrei bleibt. 

Absatz 8 Nr. 7 bestimmt für die Beitragspflicht eine 
den Verhältnissen der Brütereibranche angepaßte 
Mindestkapazität, um zu vermeiden, daß im Einzel- 
fall Beiträge erhoben werden, obwohl sich der da- 
für erforderliche Verwaltungsaufwand nicht lohnt. 
Zur vollständigeren Erfassung aller in Betracht körn- 
enden Hennenküken wird nicht mehr auf die abge- 
setzten, sondern auf die geschlüpften Tiere abge- 
stellt. Die Vorschrift, daß die Tiere zur Erzeugung 
von Konsumeiern bestimmt sein müssen, berück- 
sichtigt einmal, daß nicht alle geschlüpften Hennen- 
küken lebensfähig sind, und stellt zum anderen 
klar, daß für Zuchttiere kein Beitrag zu zahlen ist. 
Infolge der Umstellung von „abgesetzten" auf „ge- 
schlüpfte, zur Erzeugung von Konsumeiern bestimm- 
te" Küken ist die beim Absatz übliche Garantiezu- 
gabe der Brütereien von 2 ®/o der Stückzahl zu be- 
rücksichtigen, da andernfalls bei unverändertem 
Beitragssatz eine entsprechend höhere Beitrags- 
belastung eintreten würde. Der Beitragssatz ist da- 
her auf 5,90 DM zu senken. 

Absatz 8 Nr. 8 stellt zur Erleichterung des Erhe- 
bungsverfahrens die Beitragsberechnungsgrundlage 
vom Schlachtgewicht auf das Lebendgewicht um, 
woraus — unter Beibehaltung der Beitragslast — 
eine entsprechende rechnerische Verringerung des 
Beitragssatzes folgt (Anwendung des durchschnitt- 
lichen Verwertungskoeffizienten 0,7). Außerdem 
wird die Beitragspflicht auf Mastgeflügel beschränkt, 
so daß für Suppenhennen, die nur zum geringeren 


Teil durch Geflügelschlachtereien vermarktet wer- 
den, kein Beitrag mehr zu zahlen ist. Wegen der 
auch hier vorgesehenen Mindestkapazität vergleiche 
die Ausführungen zu Nummer 7. 

Absatz 8 Nr. 9 führt einen einheitlichen Beitrag für 
Großrinder und Kälber ein, weil die zur Zeit gel- 
tende Regelung mit dem gesonderten Beitrag für 
Kälber bei der notwendigen Beteiligung der Fleisch- 
beschau-Stellen kein befriedigendes Erhebungsver- 
fahren ermöglicht. Folglich ist nunmehr in allen 
drei Fällen für das Jungtier (Kalb, Ferkel, Lamm) 
der gleiche Beitrag wie für das ausgewachsene Tier 
zu zahlen. Unter bestimmten Voraussetzungen wird 
außerdem für fleischbeschaurechtlich nicht einwand- 
freie Schlachttiere Beitragsfreiheit festgelegt. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Der neue Absatz 8 a ersetzt die geltende Beitrags- 
regelung für Blumen und Zierpflanzen und sieht 
einen Erzeugerbeitrag vor, um die inländischen Wa- 
ren vollständiger als bislang zu erfassen. Dabei wird 
die Beitragspflicht auf Ziergehölze ausgedehnt, weil 
bei diesen Baumschulerzeugnissen vom Gesetzes- 
zweck her ein enger sachlicher Zusammenhang mit 
Blumen und Zierpflanzen besteht. Da in Anbetracht 
der in diesem Bereich besonders unterschiedlichen 
Absatzverhältnisse Angaben über die Umsätze der 
Erzeugerbetriebe nicht verwertbar sind, wird als 
Bemessungsgrundlage die für die Erzeugung der um- 
gesetzten Ware genutzte Fläche festgelegt, und 
zwar mit Hilfe einer die verschiedenen Nutzungs- 
verhältnisse berücksichtigenden Berechnungseinheit. 
Die vorgesehenen Mindestflächenregelung soll si- 
cherstellen, daß nur dann Beiträge erhoben werden, 
wenn sich im Einzelfall der dafür erforderliche Ver- 
waltungsaufwand lohnt. Für den im zeitlichen Wech- 
sel erfolgenden und den gemischten Anbau ergibt 
sich unter den in den Nummern 2 und 4 des Beitrags- 
tatbestandes näher bestimmten Voraussetzungen 
eine gesonderte Beitragshöhe. Liegen diese Voraus- 
setzungen nicht vor, so gilt auch für diese Anbau- 
formen die Beitragshöhe der Nummern 1 und 3 des 
Beitragstatbestandes. 

In dem neuen Absatz 8 b des § 10 werden unter 
Nummer 2 und 3 ausdrücklich einige Beitragsbe- 
freiungstatbestände aufgezählt, die Bereiche betref- 
fen, die ihrer besonderen Marktverhältnisse wegen für 
die Einbeziehung in das Absatzfondsgesetz ungeeig- 
net sind. Dabei wird die Nummer 3 im wesentlichen 
Bedeutung erlangen für Südfrüchte, soweit sie nicht 
schon durch die Aufzählung der Warenarten in Ab- 
satz 8 Nr. 4 ausgeschlossen sind, und für gewisse 
fremdländische Gemüse und Küchenkräuter. Nicht 
freigestellt sind jedoch solche Waren, deren hiesige 
Erzeugung für den Markt inzwischen aus Rentabili- 
tätsgründen ganz oder weitgehend eingestellt wor- 
den ist (z. B. gewisse Beeren und Hülsenfrüchte). 

Die Ermächtigung im neuen Absatz 8 c des § 10 gibt 
die Möglichkeit, Einzelheiten zur näheren Bestim- 
mung des Warenwertes, der insbesondere je nach 
Bewertung der Beförderungs- und Verpackungsko- 
sten sehr verschieden ausfallen kann, zu regeln. 
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Zu Artikel 1 Nr. 6 

Die geltende Fassung des § 10 Abs. 9 Sätze 3 und 4 
sollte bewirken, daß die Beitragsüberwälzung auf 
den Erzeuger für die nach § 10 Abs. 8 beitragspflich- 
tigen Betriebe und diese gegebenenfalls beliefernde 
Zwischenhändler umsatzsteuerlich als sogenannter 
durchlaufender Posten anerkannt wird. Dadurch 
hätte sich für die landwirtschaftlichen Erzeuger, 
die fast ausschließlich der umsatzsteuerlichen Pau- 
schalregelung unterliegen, eine über die reinen 
Beitragsbeträge hinausgehende Erlösminderung ver- 
meiden lassen. Dieser Zweck hat sich jedoch nicht 
erreichen lassen, weil die besonderen umsatzsteuer- 
rechtlichen Voraussetzungen für den durchlaufen- 
den Posten nicht erfüllt sind. Diese umsatzsteuer- 
rechtlichen Voraussetzungen können auch nicht 
durch eine Novellierung des Absatzfondsgesetzes 
geschaffen werden, weil dann das dem Gesetz eigen- 
tümliche Flaschenhalssystem aufgegeben werden 
müßte und damit die Erhebung eines umsatzbezoge- 
nen Beitrages unvertretbar aufwendig würde. 

Die Vorschrift über den Haftungsschuldner ist folg- 
lich gegenstandslos und soll zur Vermeidung von 
Mißverständnissen aufgehoben werden. Dadurch 
verliert auch der gesetzliche Anspruch auf Erstat- 
tung seine Berechtigung, denn die Frage, ob und 
wie der Beitrag wirtschaftlich überwälzt wird, läßt 
sich bei Preisen, die der freien Vereinbarung unter- 
liegen, nicht reglementieren, sondern richtet sich 
nach den jeweiligen Marktverhältnissen für inlän- 
dische und ausländische Waren. Um jedoch den Ein- 
druck zu vermeiden, mit der Aufhebung des gesetz- 
lichen Anspruchs auf Erstattung wolle der Gesetz- 
geber seine Auffassung über die Möglichkeit zur 
Überwälzung der Beitragslast auf die landwirt- 
schaftlichen Erzeuger ändern, wird die geltende 
Erstattungsregelung nicht ersatzlos aufgehoben, son- 
dern durch eine Vorschrift ersetzt, die eine Erstat- 
tung ausdrücklich als mit dem Zweck des Absatz- 
fondsgesetzes vereinbar anerkennt. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Die Änderung ist eine Folge der neuen Beitrags- 
regelung für Blumen, Zierpflanzen und Ziergehölze, 
insbesondere bedarf es zur Erhebung des Beitrages 
in diesem Bereich der Unterstützung durch die land- 
wirtschaftlichen Alterskassen, die in ihren Unter- 
nehmerverzeichnissen die in Betracht kommenden 
Betriebe erfaßt haben, ohne allerdings deren Bei- 
tragspflicht feststellen zu können. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 und 9 

§ 11 wird als überflüssige Vorschrift aufgehoben 
(Nummer 8), weil die für die Beitragserhebung be- 
nötigten Mitteilungen der beitragspflichtigen Be- 


triebe bereits aufgrund der Ermächtigung in § 10 
Abs. 10 Satz 1 vorgeschrieben werden können. Die 
Beibehaltung der Vorschrift könnte zu einer Aus- 
legung des Absatzfondsgesetzes Anlaß geben, die 
seine Durchführung erschweren würde. 

Diese Aufhebung des § 1 1 hat zur Folge, daß die 
betreffende Vorschrift des Absatzfondsgesetzes über 
die Ordnungswidrigkeiten angepaßt und hinsichtlich 
gewisser Tatbestände konkretisiert werden muß 
(Nummer 9). 

Zu Artikel 2 

Die Beiträge nach § 10 Abs. 4 bis 7 werden bislang 
nicht erhoben, weil Bundesrat und Bundesregie- 
rung über die erforderlichen Durchführungsvor- 
schriften in der Frage der Verwaltungskostenerstat- 
tung keine Einigung erzielen konnten. Vor dem im 
Laufe dieses Jahres erwarteten Erlaß des Finanz- 
anpassungsgesetzes werden diese Durchführungs- 
vorschriften mit den Ländern nicht erneut beraten 
werden können. Vielmehr muß damit gerechnet 
werden, daß sich diese Beratungen zumindest bis 
Ende 1971 erstrecken. Da somit sämtliche verfah- 
rensmäßigen Voraussetzungen für die Erhebung 
dieser Beiträge voraussichtlich frühestens Anfang 
1972 geschaffen sein werden, erscheint es gerecht- 
fertigt, zur Vermeidung einer den betroffenen Wirt- 
schaftskreisen unzumutbaren nachträglichen Bela- 
stung diese Beiträge dementsprechend erstmalig ab 
1972 zu erheben. 


Zu Artikel 4 

Mit Ausnahme der Vorschrift, die zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen ermächtigt, und des Artikels 2 
muß das Gesetz am Beginn des Kalenderjahres in 
Kraft treten, da dies der einzige Zeitpunkt ist, der 
sich vom Verfahren der Beitragserhebung her für 
alle Beitragstatbestände eignet. 


III. Kosten und Auswirkungen auf die Preise 


Durch dieses Anderungsgesetz, insbesondere die 
Neufassung der Beitragsregelung für Blumen, Zier- 
pflanzen und Ziergehölze (§10 Abs. 8 a), werden zu- 
sätzliche Verwaltungskosten für den Bund von 
etwa 200 000 DM jährlich verursacht. Diese Ausga- 
ben werden aus Kap. 10 02 Tit. 682 01 — Zuschüsse 
an den Absatzfonds — gedeckt. Für den Bundes- 
haushalt entsteht dadurch keine Mehrbelastung. 

Auswirkungen auf die Endverkaufspreise sind durch 
I dieses Änderungsgesetz nicht zu erwarten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zur Präambel 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Durch den vorliegenden Entwurf wird das mit 
Zustimmung des Bundesrates ergangene Absatz- 
fondsgesetz vom 26. Juni 1969 förmlich ge- 
ändert. Das Änderungsgesetz bedarf daher eben- 
falls der Zustimmung des Bundesrates. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 9 (§ 14 Abs. 1 Nr. 1) 

In § 14 Abs. 1 Nr. 1 ist das Wort „vorgesehenen" 
durch das Wort „begründeten" zu ersetzen. 

Begründung 

§ 10 Abs. 10 Satz 1 sieht in seinem unmittelbaren 
Wortlaut keine Mitteilungspflicht vor. Eine Mit- 


teilungspflicht kann jedoch bei der Regelung des 
Verfahrens begründet werden. 

3. Zu Artikel 2 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob die 
Gründe, welche die Nichterhebung der Beiträge 
nach § 10 Abs. 4 bis 7 des Absatzfondsgesetzes 
für die Jahre 1970 und 1971 rechtfertigen, auch 
für das Jahr 1972 Geltung haben; in diesem 
Fall sollte die Nichterhebung auf 1972 ausge- 
dehnt werden. 

Die Durchführungsvorschriften für die Erhebung 
dieser Beiträge erfordern erneute Beratungen 
zwischen Bund und Ländern. Dem Bundesrat er- 
scheint es daher nicht ausgeschlossen, daß die 
verfahrensmäßigen Voraussetzungen der Bei- 
tragserhebung für das Jahr 1972 nicht so recht- 
zeitig geschaffen sein werden, wie dies in der 
Begründung des Gesetzentwurfs angenommen 
wird. 


Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Die Bundes- 
regierung vertritt in ständiger Praxis die Auffas- 
sung, daß ein Gesetz nicht schon deshalb der Zu- 
stimmung des Bundes rates bedarf, weil es ein Ge- 
setz ausdrücklich ändert, das mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangen ist. Die Zustimmung ist viel- 
mehr nur dann erforderlich, wenn das Änderungs- 
gesetz selbst einen Tatbestand erfüllt, der die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit auslöst. Das ist hier nicht 
der Fall. 


Zu 2. 

Die Bundesregierung erhebt keine Einwendungen 
gegen die vorgeschlagene Änderung. 

Zu 3. 

Die Bundesregierung wird der Anregung des Bun- 
desrates entsprechen. Da das Finanzanpassungs- 
gesetz inzwischen verabschiedet worden ist, er- 
scheint allerdings gegenwärtig der Erlaß der Durch- 
führungsvorschriften für die Erhebung der Beiträge 
nach § 10 Abs. 4 bis 7 des Absatzfondsgesetzes bis 
Anfang 1972 möglich. 
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